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Währungsintegration über einen Ausschuß
Der Vertrag von Rom entstand zu einer Zeit, in der die europäischen Wäh-
rungsbeziehungen unter dem bestimmenden Einfluß der Leitwährung des Dol-
lars standen. Mit dem Ende 1958 erfolgten Übergang zur Konvertibilität wurde
die Einheitlichkeit des westlichen Währungssystems noch verstärkt. Damals
war nichts von den heute so wirksamen polyzentrischen Gestaltungskräften der
internationalen Währungsbeziehungen erkennbar. Niemand kam auf den Ge-
danken, für die entstehende Wirtschaftsgemeinschaft ein eigenständiges Wäh-
rungssystem vorauszusehen. Der Vertrag beschränkte sich für die allgemeine
Wirtschafts- und Währungspolitik auf das magische Zieldreieck — hoher Be-
schäftigungsstand, stabiles Preisniveau und Gleichgewicht der Gesamtzah-
lungsbilanz — (Artikel 104) und auf die Aufforderung, die Politik auf dem Ge-
biet der Wechselkurse als eine Angelegenheit von gemeinsamem Interesse zu
behandeln (Artikel 107).

„Zur Verwirklichung dieser Ziele koordinieren die Mitgliedstaaten ihre
Wirtschaftspolitik. Sie richten zu diesem Zweck eine Zusammenarbeit zwi-
schen ihren zuständigen Verwaltungsstellen und zwischen ihren Zentralbanken
ein". Nach Artikel 105 wird hierfür ein Währungsausschuß eingesetzt. Mit die-
ser spärlichen Berücksichtigung der Währungspolitik folgten die Vertragsgrün-
der dem Weg der Einsetzung eines Koordinierungsgremiums. Dieser Wäh-
rungsausschuß wurde gewissermaßen seiner Eigendynamik überlassen. Über
ihn und durch ihn hatten spätere Schritte zur Währungsintegration zu erfolgen,
wobei der Weg zugleich vorzubereiten und auszufüllen war. Rückblickend hat
der Währungsausschuß als oberstes Koordinierungsorgan diese Erwartung er-
füllt. Er hat seinen eigenen Stil und seine eigene Dynamik entfaltet und ist über
die Jahre zu einer Institution geworden, in der neue währungspolitische Ent-
wicklungen vorgedacht und vorentschieden werden.

Die innere Arbeitsstruktur
Die Satzung des Ausschusses legt fest, daß jeder Mitgliedstaat und die Kom-
mission zwei Ausschußmitglieder ernennen. Sie können ferner zwei Stellvertre-
ter benennen, die jedoch über kein Stimmrecht verfügen. Bei zehn Mitglied-
staaten ergibt dies einschließlich der Kommission einen Ausschuß von 22 Mit-
gliedern und für Sitzungen mit den Stellvertretern erhöht sich die Zahl auf 44.
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Jeder Mitgliedstaat wählt in der Regel ein Mitglied aus den Reihen der hohen
Regierungsbeamten und das zweite auf Vorschlag der Zentralbank. Die Aus-
schußmitglieder werden für ihre Person ernannt und üben ihre Tätigkeit in vol-
ler Unabhängigkeit zum allgemeinen Wohl der Gemeinschaft aus. Der Aus-
schuß wählt für zwei Jahre einen Präsidenten und drei Vizepräsidenten.

Für das Verständnis der Arbeitsweise des Ausschusses sind einige Schwer-
punkte zu berücksichtigen. Die entscheidende Führungsrolle übt der Präsident
aus. Er bestimmt die Tagesordnung, den Ablauf der Beratungen und er vertritt
den Ausschuß nach außen, insbesondere im Rat der Minister. Traditionsgemäß
hat der Präsident eine hohe politische Einflußmöglichkeit, zumal er durch die
unter seiner ausschließlichen Verantwortung vorbereiteten mündlichen Stel-
lungnahmen an den Rat über ein Instrument verfügt, das er zur Entwicklung
von Vorschlägen auch regelmäßig ausnutzt.

Für die Effizienz des Ausschusses sind auch die Arbeiten der Stellvertreter
und deren Präsident von großer Bedeutung. Sie erledigen bestimmte Vorarbei-
ten und erlauben es dem Ausschuß, sich auf die wesentlichen währungspoliti-
schen Fragen zu konzentrieren.

Ein Ausschuß mit besonderen Eigenschaften

Hervorstechendste Eigenschaft ist die Nähe zur Politik seiner Mitglieder und
die ideale Mischung zwischen politischer Verantwortung und hohem techni-
schen Wissen. Die Mitglieder des Ausschusses handeln in den Spitzen der Wäh-
rungspolitik, ohne daß sie dafür eines technischen „briefings" bedürfen. Hinzu
kommt die Regelmäßigkeit der Kontakte untereinander, nicht nur in den mo-
natlichen Sitzungen, sondern auch im weiteren Feld der internationalen Wäh-
rungspolitik, beispielsweise im Internationalen Währungsfonds (IWF) oder in
der Vorbereitung der Weltwirtschaftsgipfeltreffen. Das führt zur Clubmentali-
tät und fördert einen eigenen Gruppengeist. Im Spannungsfeld zwischen natio-
nalem und gemeinschaftlichem Interesse können Lösungen gefunden werden,
die über eine Konfrontation von Interessen hinausgehen. Auseinandersetzun-
gen im Ausschuß führen zu echten Kompromissen, d.h. zu einer freien Verein-
barung unter gegenseitigem Verzicht auf bestimmte Interessen, um dadurch ein
höheres gemeinsames Ziel zu verwirklichen. Der Ausschuß hat auf diesem Ge-
biet Tradition, und er hat darauf auch seine Verhandlungstechniken ausgerich-
tet.

Bereits in seinem ersten Tätigkeitsbericht schreibt der Ausschuß: „Infolge
der Verbindungen, die der Ausschuß zu den Währungsbehörden der Mitglied-
staaten ermöglicht, erleichtert sein Wirken die Koordinierung der Währungs-
politik. Einerseits können sich die Ausschußmitglieder gegenseitig aushelfen,
indem sie auf heikle Punkte der Finanz- und Währungslage ihrer jeweiligen
Länder hinweisen und Methoden zu ihrer Beseitigung vorschlagen; anderer-
seits können sie von der Politik Kenntnis nehmen, die die anderen Mitglied-
staaten einschlagen wollen"1.
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Anläßlich seiner Zwanzigjahrfeier schrieb einer seiner Präsidenten: „Der
Währungsausschuß hat das große Glück, ein Club gleichgesinnter Personen zu
sein mit gleichem Hintergrund. Sie haben die gleichen beruflichen Interessen
und die gleiche Art von Problemen in ihren jeweiligen Ländern. Während all
der Jahre war der Währungsausschuß ein Kreis von Freunden, eine Art inter-
nationale Bruderschaft von Währungspolitikern in den Hauptstädten Europas.
Nach meiner Überzeugung war das wahrscheinlich die wichtigste Funktion des
Ausschusses: Sie fördert durch das Dickicht der offiziellen Kanäle kurzschlie-
ßende Direktkontakte; sie ermöglicht die Bildung einer Kerngruppe hoher Be-
amter der Finanzministerien und Zentralbanken, die sich einander gut genug
kennen, um auf persönlicher Basis ohne Umschweife Kontakte zu unterhalten,
wobei die gegenseitige Vertrauensbasis ausreichend ist, um alle Karten auf den
Tisch legen zu können"2.

Eine weitere Eigenschaft des Ausschusses sind seine Stellungnahmen und
Berichte, die in der Regel zu einer guten Berücksichtigung des Gemeinschafts-
interesses führen. Berichte des Ausschusses sind kurz, sachlich und enthalten
tragfähige Vorschläge. Von nicht zu unterschätzender Bedeutung ist dafür die
im Statut verankerte Unabhängigkeit der Mitglieder. Sie ermöglicht es dem
Präsidenten, den im engen Kreis Gleichgesinnter sich entwickelnden Spielraum
für gemeinschaftliche Vorschläge maximal auszunutzen.

Das führt andererseits zu ebenso eindeutigen Stellungnahmen, wenn sich
nach langer Prüfung herausgestellt hat, daß bestimmte Vorschläge nicht ver-
wirklicht werden können. Ein Beispiel dieser Art ist der im Jahre 1976 von nie-
derländischer Seite vorgebrachte Plan zur Einführung von Zielzonen für die
Wechselkurse der einzelnen Länder. Der damalige Präsident bewertete später
diese Arbeiten des Ausschusses folgendermaßen: „Die Berichte des Währungs-
ausschusses über die verschiedenen Aspekte des ,Duisenberg-Plans' waren
nach meiner Überzeugung Modelle einer wirksamen Vorbereitung der Diskus-
sion der Minister, und sie hinterließen nicht die geringste Zweideutigkeit dar-
über, wie weit die Gemeinschaft zu dieser Zeit bereit war zu gehen"3. In der
Geschichte der Gemeinschaft gibt es kein Beispiel dafür, daß sich der Rat mit
einer anders orientierten Entscheidung über ein Votum des Ausschusses hin-
weggesetzt hat.

Weitgefächerte Aufgaben

Bereits im Vertrag von Rom ist der Währungsausschuß in nahezu allen für den
Kapitalverkehr und die Zahlungsbilanz relevanten Artikeln angesprochen4.
Insgesamt sind dies die folgenden 9 Artikel: 69-73 und 105, 107, 108 sowie
109. Im späteren Verlauf der Gemeinschaftsgesetzgebung sind zahlreiche wei-
tere Aufgaben für den Ausschuß hinzugekommen. In großen Zügen erstrecken
sie sich vor allem auf die Überwachungsmaßnahmen bei der Inanspruchnahme
der verschiedenen Kreditfazilitäten, auf die intnernationalen Währungsbezie-
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hungen, auf die Probleme der Rechnungseinheit und damit auch auf die mone-
tären Aspekte der gemeinsamen Agrarpolitik.

Regelmäßige Untersuchungen der Währungs- und Finanzlage
der Mitgliedstaaten

Um zur Koordinierung der Währungs- und Finanzpolitik beizutragen, muß der
Währungsausschuß die Entwicklungstendenzen in jedem Land genau verfolgen
und in der Lage sein, die Wirksamkeit der währungs- und finanzpolitischen
Eingriffsmöglichkeiten abzuschätzen. Deshalb werden im Ausschuß regelmä-
ßig Überprüfungen der Währungs- und Wirtschaftslage der einzelnen Mit-
gliedsländer vorgenommen. Das geschieht dadurch, daß durch die Dienste der
Kommission eine eingehende schriftliche Analyse des betreffenden Landes
vorbereitet wird. An der Vorbereitung beteiligt sich von Anfang an auch ein
Mitglied des Ausschusses, das nicht aus dem zu prüfenden Land kommt. Vor
der Diskussion im Ausschuß finden mit den Vertretern des zu prüfenden Lan-
des in seiner Hauptstadt Vorbesprechungen statt. Dem Ausschuß wird dann
ein Bericht mit kritischen Fragen vorgelegt. Nach der Überprüfung im Aus-
schuß formuliert der Präsident für den internen Gebrauch Schlußfolgerungen.
In den ersten Jahren, als die Gemeinschaft noch aus sechs Ländern bestand,
wurden jährlich alle Mitgliedsländer überprüft. Mit zehn Ländern ist dies heute
nicht mehr möglich, so daß der Ausschuß jeweils nach der Dringlichkeit jähr-
lich die Wirtschaftslage mehrerer Länder überprüft.

Zur Verbesserung seiner Einsicht in die Währungsentwicklung der einzelnen
Länder hat der Ausschuß mehrere Untersuchungen veröffentlicht. Im Jahre
1972 eine Studie über „Die Währungspolitik in den Ländern der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft — Institutionen und Instrumente". Im Jahre 1977 ver-
öffentlichte er den Zwischenbericht der Arbeitsgruppe „Harmonisierung der
währungspolitischen Instrumente". Der Bericht untersucht die monetären Zwi-
schenziele der Währungspolitik und behandelt ihre Rolle bei der Koordinie-
rung der Währungspolitiken5; 1980 folgte die Veröffentlichung von zwei weite-
ren Berichten: der zweite Bericht der Arbeitsgruppe „Haromonisierung der
währungspolitischen Instrumente". Er untersucht insbesondere die etwaigen
Hindernisse für die Harmonisierung der Zwischenziele, darüberhinaus ein Be-
richt über gewisse Fragen im Zusammenhang mit dem geldpolitischen Instru-
menatrium. Im Mittelpunkt dieses Berichts stehen die Schwierigkeiten aus dem
Einsatz verschiedenartiger geldpolitischer Instrumente6.

Internationale Währungsbeziehungen

Nach einem Beschluß des Rates7 „finden zu jeder wichtigen Entscheidung oder
Stellungnahme der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der internationalen Wäh-
rungsbeziehungen Konsultationen im Währungsausschuß statt". Durch diesen
Beschluß kommt dem Ausschuß eine wichtige Monopolstellung zu. Sie ist nicht
nur von Bedeutung für alle Fragen, die die „Bretton Woods"-Institutionen, wie
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den IWF und die Weltbank betreffen, sondern auch für die Finanz- und Wäh-
rungsaspekte des Nord-Süd-Dialogs oder anderer Globalverhandlungen. Der
Ausschuß hat zu den Nord-Süd-Fragen mehrere Stellungnahmen verabschie-
det, verfolgt die Entwicklung in diesem Bereich aufmerksam und wird erfor-
derlichenfalls von sich aus jeweils durch Stellungnahmen aktiv werden. Ent-
sprechend seines umfassenden Auftrags beschäftigt sich der Ausschuß generell
sehr intensiv mit internationalen Währungsfragen.

Beispielhaft seien einige Stellungnahmen aus der Zeit der Reform des inter-
nationalen Währungssystems angeführt. Der Ausschuß hat sich zu Beginn der
siebziger Jahre mit den Fragen der Wahl des Währungsmaßstabs für das neue
internationale Währungssystem, der Mobilisierung des Goldes, des Saldenaus-
gleichs in Reseverinstrumenten, der Konsolidierung von Dollarguthaben, der
Regulierung der kurzfristigen Kapitalbewegungen und des Anpassungsprozes-
ses befaßt. Seine Arbeiten trugen entscheidend zum Übereinkommen der Fi-
nanzminister vom April 1974 in Zeist zur Frage des Goldes bei: In einer Erklä-
rung des Präsidenten des Währungsausschusses vor dem Zwanziger-Ausschuß
des IWF hat die Gemeinschaft ihre Position ausführlich dargelegt. Ein späterer
Präsident des Währungsausschusses, Karl-Otto Pohl, schreibt darüber: „Die in
der Gemeinschaft ausgearbeitete Position bildete die Grunlage für das spätere
Goldabkommen der Zehnergruppe. Diese Position wurde, wie vorgesehen, für
zwei Jahre angewandt, und sie hat während dieser Zeit beträchtlicher Zah-
lungsbilanzanpassungen und umfangreicher Liquiditätsbedürfnisse einiger Län-
der zur Stabilisierung der internationalen Währungsbeziehungen beigetra-
gen"8.

Der Währungsausschuß erarbeitet zweimal pro Jahr die Erklärung der Ge-
meinschaft für die Jahrestagung des IWF und der Weltbank sowie für den halb-
jährlich tagenden Interim-Ausschuß des IWF. Diese Erklärungen werden in
der Regel vom Rat der Wirtschafts- und Finanzminister formell angenommen;
ab und zu wird diese Aufgabe der ausschließlichen Verantwortung des Aus-
schusses überlassen. Gelegentlich tritt der Währungsausschuß auch an dem Ort
dieser internationalen Tagungen zusammen, wenn kurzfristig neue Positionen
der Gemeinschaft erforderlich werden. Am 13. März 1979 hat der Währungs-
ausschuß mit den Ministern sogar eine EG-Ratstagung im Washingtoner Ge-
bäude des IWF abgehalten, auf der die offizielle Entscheidung für den Beginn
des EWS getroffen wurde.

Beiträge zum Aufbau der Währungsordnung der Gemeinschaft
Dies ist die Kernaufgabe des Währungsausschusses. Wenn auch die Initiative
vielfach von der Kommission oder von den Regierungschefs ausging, so kann
doch festgestellt werden, daß kein Aufbau oder keine Änderung der Wäh-
rungsordnung ohne einen entscheidenden Beitrag des Währungsausschusses er-
folgte. Alle Vorschläge mußten durch das Feuer des Währungsausschusses,
und sie erhielten hier ihre Operationelle Gestaltung und Vorentscheidung.
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Einige Beispiele aus der langen Reihe von Gemeinschaftsinstrumenten: Prü-
fung der Durchführungsmodalitäten für ein Gemeinschaftssystem des mittelfri-
stigen Beistands vom 10. April 19709. Auf seiner Tagung im September 1974
hat der Rat die Gemeinschaftsinstanzen beauftragt, die technischen Arbeiten
nach den Leitlinien des Berichts des Präsidenten des Währungsauschusses ab-
zuschließen. Der Währungsausschuß hat im Oktober 1974 zu den Gemein-
schaftsanleihen erneut eine Stellungnahme abgegeben, in der ein geschlossenes
operationelles Konzept für die später vom Rat geschaffene Gemeinschaftsan-
leihe ausgearbeitet worden war. Aufgrund der späteren Erfahrungen und ge-
mäß den Schlußfolgerungen des Berichts des Währungsausschusses vom Okto-
ber 1980 wurde das Instrument der Gemeinschaftsanleihe durch eine Verord-
nung des Rats grundlegend verändert und der Gesamtbetrag auf 6 Mrd. ECU
aufgestockt. Was die Vorarbeiten für das Europäische Währungssystem (EWS)
betrifft, so war die chronologische Reihenfolge der Arbeiten die folgende: Am
6. und 7. April 1978 tagte der Europäische Rat in Kopenhagen und „erörterte
die Notwendigkeit größerer Währungsstabilität sowohl innerhalb der Gemein-
schaft als auch im weltweiten Rahmen". Am 5. Juni verabschiedete der Wäh-
rungsausschuß einen Bericht an Rat und Kommission über drei Optionsgrup-
pen zur Erzielung stabiler Wechselkurse. Am 6. und 7. Juli tagte der Europäi-
sche Rat in Bremen und erörterte die Grundprinzipien des EWS, die ihren Nie-
derschlag in der „Bremer Anlage" fanden. Diese „Ausgangsverfassung" des
späteren EWS bstimmte die weiteren Arbeiten des Währungsausschusses, der
im Jahre 1978 mehrmals dem Rat der Wirtschafts- und Finanzminister Bericht
erstattete. Am 7. November verabschiedete der Ausschuß seinen endgültigen
Bericht an Rat und Kommission über das Europäische Währungssystem. Die-
ser Bericht wurde zur Grundlage der Brüsseler Entschließung des Europäi-
schen Rates über die Errichtung des EWS vom 5. Dezember 1978.

Die Schaffung der europäischen Rechnungseinheit, der heutigen ECU, ist
ein weiteres Beispiel für den Beitrag des Währungsausschusses. Am 4. März
1975 hatte der Ausschuß einen Bericht über die Rechnungseinheit verabschie-
det, in dem er den Übergang zur Korbrechnungseinheit empfahl. Vor der Ta-
gung des Rates vom 18. März 1975, auf der die Europäische Rechnungseinheit
eingeführt wurde, fand in Paris eine vertrauliche Sitzung des Währungsaus-
schusses statt, auf der die politischen Kernfragen vorentschieden wurden, näm-
lich die Frage, welchen festen Betrag die einzelnen Währungen im Korb der
Rechnungseinheit erhalten sollen. Der damalige Präsident faßte dies in einem
Beitrag zum 20-jährigen Jubiläum des Währungsausschusses in folgenden Wor-
ten zusammen:

„Es gab viele Fälle, in denen eine Einigung nur deshalb erreicht wurde, weil
die Mitglieder des Ausschusses auf vertraulicher Basis zusammenkamen und
die tatsächlichen Gründe hinter ihren nationalen Positionen erklärten. Ein sol-
cher Augenblick war im März 1975 als eine Einigung über das jeweilige Ge-
wicht der Währungen für die Europäische Rechnungseinheit erziehlt wurde.

140 Jahrbuch der Europäischen Integration 1981



Der Währungsausschuß

Die Sitzung fand in einem Pariser Restaurant statt, und das Essen war weniger
als mittelmäßig. Aber die Stimmung und das Verständnis unserer jeweiligen
nationalen Positionen und eine gewisse Kopfwäsche seitens des Präsidenten
halfen zu einer Einigung. Ich besitze noch die Speisekarte, auf deren Rückseite
ein gutes Dutzend von Zahlenreihen mit unterschiedlichen Gewichten für die
einzelnen Währungen erscheinen. Außer einer sind alle Zahlenreihen durchge-
strichen, und diese eine Reihe wurde später ohne Diskussion von den Ministern
angenommen und ist heute die Grundlage der ECU"10.

Liberalisierung des Kapitalverkehrs
Der Vertrag hat dem Ausschuß auf diesem Gebiet umfangreiche Aufgaben zu-
gesprochen. Im dritten Tätigkeitsbericht ist darüber folgendes zu lesen: „In sei-
nen Berichten an die Kommission hatte der Ausschuß die Gründe dargelegt,
aus denen eine möglichst weitreichende und möglichst schnelle Liberalisierung
des Kapitalverkehrs wünschenswert schien. Er unterstrich dabei, daß eine enge
Koordinierung der Währungspolitik notwendig ist, wenn diese Liberalisierung
erfolgreich sein soll. Unter diesen Umständen legte er ein Programm zur
schrittweisen Liberalisierung des Kapitalverkehrs vor"11. Zehn Jahre später äu-
ßerte sich der Ausschuß mit der folgenden Feststellung: „Zum freien Kapital-
verkehr ist zu bemerken, daß einige Mitgliedstaaten mit bestimmten Schutz-
maßnahmen von den Verpflichtungen abgewichen sind, die sie in den ersten
Richtlinien zur Durchführung von Artikel 67 des Vertrages übernommen hat-
ten. Dadurch wurde die Abkapselung zwischen den nationalen Geld- und Kapi-
talmärkten innerhalb der Gemeinschaft verstärkt. Die schweren Störungen in
den Währungsbeziehungen und deren Auswirkungen auf die Binnenliquidität
rechtfertigen allerdings den Einsatz von Regulierungsinstrumenten in denjeni-
gen Ländern, denen solche Instrumente zur Verfügung standen. Der erfolgrei-
che Abschluß der Bemühungen, der Gemeinschaft eine eigene Währungsper-
sönlichkeit zu geben, wird Anlaß sein, Maßnahmen zu prüfen, die weitere Fort-
schritte bei der Liberalisierung des Kapitalverkehrs innerhalb der Gemein-
schaft ermöglichen"12.

Der letzte Satz hat auch im Zeitalter des EWS seine Gültigkeit behalten. Die
Liberalisierung des Kapitalverkehrs ist seit über zehn Jahren festgefahren. Ent-
sprechend seiner formalen Aufgabenstellung wird der Ausschuß in Zukunft
diesen Problemkreis grundsätzlich zu überprüfen haben. Dabei stellen sich un-
ter anderen die Fragen nach der funktioneilen Bedeutung und nach den Mög-
lichkeiten der Liberalisierung des Kapitalverkehrs im EWS. Die Gemeinschaft
muß dringend ihre Doktrin im Bereich des Kapitalverkehrs überprüfen. Hinzu
kommt, daß durch zu lange Inanspruchnahme von Schutzklauseln vielfach der
Sinn dieser Klauseln ausgehöhlt worden ist.

Der Währungsausschuß als Überwachungsorgan
Dem Ausschuß kommt bei der Inanspruchnahme mehrerer Kreditfazilitäten ei-
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ne wichtige Aufgabe der Überwachung zu. Beantragt ein Mitgliedsland den
Rückgriff auf den mittelfristigen Beistand oder auf die Gemeinschaftsanleihe
zur Stützung der Zahlungsbilanzen der Mitgliedstaaten, so trägt der Ausschuß
zur Vorbereitung der wirtschaftspolitischen Auflagen und zur regelmäßigen
Überwachung der Wirtschaftsentwicklung des betreffenden Landes bei. Diese
Aufgaben sind in den gesetzlichen Texten beider Kreditfazilitäten deutlich ver-
ankert13. Im Jahresbericht für das Jahr 1976 schreibt der Ausschuß: „Eines der
Länder, deren Wirtschaftslage 1976 vom Ausschuß mehrmals geprüft wurde,
war Italien. Anfang des Jahres erstellte die Ad hoc-Arbeitsgruppe unter Vor-
sitz von Herrn de la Geniere für den Ausschuß einen Bericht über die Wirt-
schaftslage Italiens und die wirtschaftspolitischen Bedingungen, die mit einer
Gemeinschaftsanleihe zugunsten dieses Landes verknüpft werden könnten.
Der Ausschuß billigte diesen Bericht auf seiner Februar-Tagung und übermit-
telte ihn an Rat und Kommission. Der Rat berücksichtigte diesen Bericht bei
seiner Entscheidung vom 15. März 1976 über die wirtschaftspolitischen Aufla-
gen für Italien"14.

Der Währungsausschuß als Schlüsselinstanz für Wechselkursänderungen
im EWS

Wechselkursänderungen müssen im EWS im gegenseitigen Einvernehmen vor-
genommen werden. Das ist nicht nur eine Forderung der Abmachungen zum
EWS, sondern die währungstechnische Folge der Festlegung der Wechselkurse
in der ECU-Währungseinheit. Jede Währung ist im Korb der Währungseinheit
vertreten. Will ein einzelnes Land seinen Wechselkurs verändern, so müssen
sich zwangsläufig die ECU-Werte der Wechselkurse aller Währungen verän-
dern. Hinzu kommt, daß das Pfund Sterling nicht am Wechselkursmechanis-
mus des EWS teilnimmt, andererseits aber Teil der ECU-Währungseinheit ist.
Anläßlich jeder Wechselkursanpassung im EWS muß daher dem Pfund ein
neuer fiktiver ECU-Leitkurs zugeordnet werden, der übrigens wichtige Rück-
wirkungen auf die gemeinsame Agrarpolitik hat. Alle diese Zusammenhänge
unterstreichen, daß Wechselkursanpassungen auch sachlich zu einer Frage ge-
meinschaftlicher Entscheidungen geworden sind.

Nach internen Regeln ist der Währungsausschuß das Gremium, das für die
Konsultation und Vorbereitung von Entscheidungen die Schlüsselrolle spielt.
Der Ausschuß verfügt über ein schnelles Informationsnetz und ist jederzeit in
der Lage zusammenzutreten. Für diese Tagungen treffen sich die Mitglieder
nicht als unabhängige Experten, sondern als Regierungsvertreter. In gewissen
Fällen können dadurch Entscheidungen über Wechselkursanpassungen durch
den Währungsausschuß vorbereitet werden, ohne daß eine Zusammenkunft
der Minister erforderlich ist. Die Arbeiten des Währungsausschusses an den
Wochenenden, an denen Wechselkursanpassungen anstanden, haben aus-
schlaggebend zur Entscheidungsfindung der Minister geführt.
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Ein weiterhin zukunftsbestimmender Ausschuß

Der Währungsausschuß hat in seiner bald 25-jährigen Tätigkeit verschiedene
Phasen durchschritten. Die ersten zehn Jahre der Gemeinschaft der Sechs dien-
ten der Verwirklichung einer großen Freizügigkeit im Kapitalverkehr, dem
Aufbau und der Verbesserung der Konzertierungsverfahren. In dieser Zeit
wurden die eigentlichen Grundlagen für die späteren Jahre gelegt.

Zu Beginn der siebziger Jahre änderte sich das währungspolitische Umfeld
grundlegend: Das bis dahin auf Gold und Dollar fußende internationale Wäh-
rungssystem ging seiner raschen Auflösung entgegen. Die expandierenden Eu-
rodollarmärkte führten zu andersartigen internationalen Kapitalbewegungen,
die nicht ohne Einfluß auf den Kapitalverkehr innerhalb der Gemeinschaft
blieben. In der Tat sahen sich einige Mitgliedsländer im Zuge ihrer wirtschafts-
politischen Anpassungspolitik zum Rückgriff auf Schutzklauseln veranlaßt. Die
Folge davon war eine Entliberalisierung des Kapitalverkehrs. Die im März
1972 vom Rat verabschiedete Richtlinie zur Regulierung der internationalen
Finanzströme ist Ausdruck des veränderten internationalen Umfelds. Die Neu-
tralisierung unerwünschter Wirkungen der Internationalen Finanzströme be-
zeichnet ein neues Ziel, das zehn Jahre früher undenkbar gewesen wäre. Für
die Arbeiten zur Vorbereitung eines neuen internationalen Währungssystems
erhielt die Gemeinschaft durch den Beitritt Großbritanniens, Dänemarks und
Irlands ein zusätzliches Gewicht. Im Inneren der Gemeinschaft führte die wäh-
rungspolitische Diskussion zu den ersten Überlegungen zur Wirtschafts- und
Währungsunion. Daraus entstanden erste Elemente eines künftigen Währungs-
systems: Das Abkommen der Zentralbanken über die Verringerung der Band-
breiten (1972) und die Schaffung des Europäischen Fonds für währungspoliti-
sche Zusammenarbeit (1973). Alles in allem war dieser Zeitabschnitt von star-
ken Übergangskräften geprägt.

Eine dritte Phase zeichnet sich seit der Vorbereitung und Verwirklichung des
EWS ab. Die vom Währungsausschuß beeinflußten Konstruktionen liegen wie-
der eindeutig im Inneren der Gemeinschaft. Sie führen zur ersten Ausgestal-
tung eines umfassenden und eigenständigen Währungssystems. Aber die Au-
ßenspannungen wachsen gleichzeitig in bedrohlicher Weise. Die Ölkrise und
die weltweite Strukturveränderung überschatten den programmgemäßen Aus-
bau des EWS. Die Stellungnahmen des Ausschusses zur Zins- und Wechsel-
kurspolitik der Vereinigten Staaten und zur Währungspolitik Japans sind Aus-
druck der die Gemeinschaft bedrängenden weltweiten Spannungen.

Währungsintegration über einen Ausschuß bezeichnet am besten den Beitrag
des Währungsausschusses für die Entwicklung der Europäischen Gemein-
schaft. In seiner nahezu 25-jährigen Geschichte hat er europäische Währungs-
politik maßgebend beeinflußt, ohne selbst vom Gewicht seiner Geschichte ge-
lähmt zu werden. Im Gegenteil, der Ausschuß hat seine Dynamik bewahrt und
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ist in den letzten Jahren mehr und mehr zum Mittelpunkt der währungspoliti-
schen Entscheidungen der Gemeinschaft geworden.
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